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Sicherstellung der Grundrenlenabfindung 
in der Kriegsopferversorgung 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung) 


A. Problem 

Sicherstellung des Finanzbedarfs für die Abfindung der Kriegs- 
opfergrundrenten. 


B. Lösung 

Im Rahmen eines neuen Rentenkapitalisierungsverfahrens, das 
vorübergehend an die Stelle der Kapitalabfindung des Bundes- 
versorgungsgesetzes tritt, sollen die erforderlichen Abfindungs- 
mittel außerhalb des Bundeshaushalts durch ein Kreditinstitut 
(Lastenausgleichsbank) im Auftrag des Bundes auf dem Kapital- 
markt beschafft und ausgezahlt werden. 


C. Alternativen 

Keine. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wurde mit einer 
redaktionellen Änderung einstimmig angenommen. 


D. Kosten 

Die Aufwendungen des Bundes belaufen sich auf — in Millionen 
DM — 

1970 1971 1972 1973 

— 6 19 30 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
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über den Entwurf eines Gesetzes zur Sicherstellung der Grund- 
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(Rentenkapitalisierungsgesetz-KOV) 

— Drucksache VI/274 — 


A. Bericht des Abgeordneten Jaschke 


L Allgemeines 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wurde 
in der 26. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
28. Januar 1970 federführend an den Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung und gemäß § 96 GO an 
den Haushaltsausschuß überwiesen. Der Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung hat in einer Sitzung 
am 26. Februar 1970 den Gesetzentwurf beraten und 
inhaltlich unverändert beschlossen; er hat lediglich 
im § 1 Abs. 2 das Wort „Abtretung" durch das 
Wort „Übertragung" in redaktioneller Angleichung 
an § 2 Abs. 3 ersetzt. Der Haushaltsausschuß wird 
in einem gesonderten Bericht zum Gesetzentwurf 
Stellung nehmen. 

Der Gesetzentwurf dient der finanziellen Sicher- 
stellung der im Bundesversorgungsgesetz geregelten 
Abfindung der Kriegsopfergrundrenten für Zwecke 
des Hausbaues und der Wohnraumbeschaffung. Er 
beseitigt nicht die Kapitalabfindung herkömmlicher 
Art. Vielmehr werden mit ihm im Interesse der 
Kriegsopfer allein die technischen Möglichkeiten der 
Grundrentenabfindung durch ein weiteres, vorüber- 
gehend anstelle der Kapitalabfindung durchzufüh- 
rendes Verfahren der Rentenkapitalisierung mit 
Hilfe des Kapitalmarktes unter Einschaltung der 
Lastenausgleichsbank erweitert. 

Der neue Finanzierungsweg bezweckt, bedarfs- 
deckende Abfindungsmittel außerhalb des Bundes- 
haushaltes aufzubringen. Damit entfällt die hohe 


jährliche Anfangsbelastung des Haushaltes von 
gegenwärtig ca. 170 Mio DM aus der Auszahlung 
der bisherigen Kapitalabfindungen. 

Der Gesetzentwurf ändert nicht die derzeit gel- 
tenden materiell-rechtlichen Vorschriften der Kapi- 
talabfindung und wahrt uneingeschränkt die bis- 
herige Rechtsstellung der Abfindungsberechtigten. 

Im Hinblick auf das nunmehr zur Verfügung ste- 
hende Finanzvolumen erwartet der Ausschuß, daß 
von den rechtlichen Möglichkeiten nach § 73 Abs. 2 
des Bundesversorgungsgesetzes — Kapitalabfindun- 
gen für ältere Kriegsopfer — künftig möglichst 
stärker als bisher Gebrauch gemacht wird. 

II. Finanzielle Auswirkungen 

Der Haushaltsansatz beschränkt sich bei Durch- 
führung des neuen Verfahrens — bei Wegfall der 
Ausgaben für Kapitalabfindungen des Bundesver- 
sorgungsgesetzes — auf die durch die abgetretenen 
Grundrentenbeträge nicht gedeckten Kosten (Zinsen 
und Verwaltungskosten der Lastenausgleichsbank). 

Die Aufwendungen des Bundes belaufen sich bei 
Anwendung des neuen Verfahrens in den Jahren 
1970 bis 1973 — mithin für drei Jahresaktionen — 
auf (in Mio DM) : 

1970 1971 1972 1973 

— 6 19 30 


Bonn, den 26. Februar 1970 

Jasdike 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/274 — mit der 
Maßgabe anzunehmen, daß in § 1 Abs. 2 das Wort 
„Abtretung" durch das Wort „Übertragung" ersetzt 
wird. 


Bonn, den 26. Februar 1970 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Jaschke 

Berichterstatter 



